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Auslegung des Testaments - Aufgaben der Vormundschaftsbehörde
Ausgangslage

Ein in U. Bevormundeter ist zusammen mit seiner Schwester und einer Halbschwester gesetzlicher Erbe in einem Nachlassverfahren. Mit der gerichtlichen Testamentseröffnung wurde festgestellt, dass die Erblasserin sinngemäss ihre vorverstorbene Schwester zugunsten ihrer Nichte (der Halbschwester des Bevormundeten und uneheliches Kind der vorverstorbenen Schwester) auf den Pflichtteil gesetzt hat und Teilungsvorschriften traf. Da seit 1988 kein Pflichtteilsrecht für Geschwister mehr besteht (Testament von 1976) wurde sinngemäss davon ausgegangen, dass die Erblasserin ihre Schwester von der Erbfolge ausschliessen wollte. Daher wird nun die begünstigte Nichte als Alleinerbin angesehen. 
Ist seitens der VB etwas zu unternehmen (gemäss Testamentseröffnung ist er nicht eingesetzter Erbe, daher würde die Pflicht entfallen, ein Inventar nach ZGB 553 I einzuholen)? Oder kann die Verfügung des Gerichtes so hingenommen werden?

2. Erwägungen
1. Seit dem 1.1.1988 gibt es den Pflichtteil der Geschwister nicht mehr. Gemäss Art. 15 Schlusstitel ZGB ist bezüglicher gesetzlicher Erbberechtigung, verfügbarer Quote und Abwicklung des Nachlasses das im Zeitpunkt des Todes des Erblassers geltende Recht massgebend (Berner Kommentar-Mutzner N 5 Art. 15 SchlT). 
2. Auslegungsprobleme ergeben sich bei der Revision der Pflichtteilsbestimmungen. Im hier diskutierten Fall hat die Erblasserin in ihrem Testament vom 8. Januar 1976 folgenden Wortlaut für ihre letztwillige Verfügung gewählt: 
"Ich setze meine Nichte X für die verfügungsfreie Quote meines Nachlasses als Erbin ein. Als Teilungsvorschrift bestimme ich, dass die eingesetzte Erbin alle mir gehörenden Sachen zu Alleineigentum verlangen kann, die Pflichtteilserben haben sich mit Geld abzufinden." 
Damit steht zur Diskussion, ob die Erblasserin ihrer Nichte soviel als nur möglich zuweisen wollte, oder ob sie ihr den Teil, der der damals verfügbaren Quote entsprach, zuweisen wollte, ohne ihre Schwester respektive deren Nachkommen vollständig vom Erb auszuschliessen. Es geht also um die Auslegung des tatsächlichen Erblasserinnenwillens (Basler Kommentar I/2 ZGB-Breitschmid N 5 f zu Art. 15/16 SchlT). 
3. In Lehre und Praxis wird davon ausgegangen, massgeblich für die Auslegung des erblasserischen Willens sei der Zeitpunkt der Testamentserrichtung, hier also der 8. Januar 1976, wenn die Erblasserin eine Gesetzesänderung nicht gekannt und für diese Eventualität auch nicht besondere Anordnungen getroffen habe und sich auch nicht sonstige Anhaltspunkte dafür ergäben, dass die Erblasserin den gänzlichen Wegfall des Pflichtteils beabsichtigt habe (ZR 1983 Nr. 66). 
4. Bei dieser Sachlage hätte die Erblasserin ihr Testament nach der Gesetzesänderung sicherheitshalber ändern, das heisst präzisieren müssen (vergl. z.B. Broschüre der Rentenanstalt Swiss Life Güterrecht, Erbrecht und Begünstigung, S. 30). Weil sie dies nicht getan hat, steht den Nachkommen der übergangenen vorverstorbenen Schwester, insbesondere dem bevormundeten Neffen, die Argumentation offen, die eingesetzte Erbin sei 1976 auf den damals verfügbaren Teil der Erbschaft eingesetzt worden und nicht auf das gesamte Erbe. Diese Behauptungslage lässt sich umstürzen, wenn die eingesetzte Erbin ihrerseits belegen kann, dass die Erblasserin "contre coeure" auf diese Pflichtteile habe Rücksicht nehmen müssen, dass aber beispielsweise ihre Beziehung zu ihrer Schwester derart von Hass und Abneigung erfüllt gewesen sei, dass sie dieser nie freiwillig einen Anteil zugewiesen hätte. Genügen könnte allenfalls auch beispielsweise ein Korrespondenzwechsel zwischen Erblasserin und eingesetzter Nichte, in welcher diese jener in Aussicht stellte, alles zu erhalten, "was ich dir einmal geben kann" oder ähnlich. Das Eröffnungsgericht geht im vorliegenden Fall gerade von der gegenteiligen Beweispflicht aus und verlangt aus meiner Sicht zu Unrecht von den übergangenen Erben den Nachweis, dass die Erblasserin sie nicht habe vollständig vom Erbe ausschliessen wollen. 

5. Der Vormund des vom Eröffnungsrichter übergangenen Neffen sollte unter diesen Umständen die Segel nicht zum Vorneherein streichen. Er müsste von der eingesetzten Erbin den ihm zustehenden Erbteil herausverlangen und, falls dies unter Berufung auf die unpräjudizielle Feststellung des Testamentseröffnungsrichters nicht gelingt, zivilprozessual (Erbschaftsklage, Art. 598 ZGB) vorzugehen. 
6. Dementsprechend müsste auch die Vormundschaftsbehörde ein Erbschaftsinventar anordnen und sich dabei auf Art. 553 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB berufen.

Ligerz, 18. Mai 2004

Kurt Affolter
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